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bringen der Verklagten nach Vertragsabschluß eingetretenen 
Veränderungen in ihrer Familie haben direkte Auswirkun­
gen auf den Wohnräumbedarf der drei Haushaltangehörigen. 
Das Motiv der Verklagten für den Tausch ihrer 3-Raum-Woh- 
nung gegen die 2-Raum-Wohnung der Kläger war, daß ihre 
erwachsene Tochter im Zusammenhang mit deren beabsich­
tigter Eheschließung die gemeinsame Wohnung verläßt. Die­
ses Motiv ist jedoch infolge des Zerwürfnisses der Tochter 
mit ihrem Partner hinfällig geworden, so daß auch weiter­
hin drei Personen, darunter zwei Kinder unterschiedlichen 
Geschlechts, zum Haushalt der Verklagten gehören. Darin ist 
jedoch ein schwerwiegender Grund für die Erklärung des 
Rücktritts der Verklagten vom Wohnungstauschvertrag nach 
§ 127 Abs. 2 ZGB zu sehen.

Bei dieser Sachlage hätte das Kreisgericht prüfen müssen, 
ob durch diese Veränderung für die Verklagte die Erfüllung 
des Wohnungstauschvertrags unzumutbar geworden ist. Es 
durfte nicht davon ausgehen, daß die von den Prozeßparteien 
vereinbarte Räumung den Grundsätzen des sozialistischen 
Rechts entsprach. Die Einigung hätte deshalb nicht durch Auf­
nahme in das Protokoll bestätigt werden dürfen (vgl. OG, 
Urteil vom 22. Dezember 1981 - 2 OZK 40/81 - NJ 1982, 
Heft 3, S. 135).

§ 129 ZGB.
Wird ein Mietverhältnis über eine Garage für einen vorher 
bestimmten längeren Zeitraum abgeschlossen, dann endet es 
mit Ablauf dieses Zeitraums bzw. mit Eintritt des im Miet­
vertrag für die Beendigung als maßgeblich bezeichneten Er­
eignisses. Die entsprechende Anwendung der §§ 120 bis 123 
Abs. 1 und 2 ZGB kommt bei einem derartigen Mietverhält­
nis nur dann in Betracht, wenn gegen den Willen des Mieters 
die vorzeitige Aufhebung erstrebt wird.
BG Suhl, Beschluß vom 3. Mai 1982 — 3 BZB 15/82.

Das Kreisgericht hat den Verklagten verurteilt, die von ihm 
gemietete Garage zu räumen und an die Kläger herauszu­
geben. Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt, 
nach dem Mietvertrag sei die Garage für einen vorher be­
stimmten längeren Zeitraum („bis zu dem Zeitpunkt, da die 
Garage von den Vermietern wieder benötigt wird“) an den 
Verklagten vermietet worden. Die Kläger hätten einen Pkw 
erworben, für den sie die Garage benötigten. Durch dieses Er­
eignis sei das Mietverhältnis beendet worden. Der Verklagte 
sei deshalb zur Herausgabe der Garage verpflichtet.

Die vom Verklagten gegen dieses Urteil eingelegte Beru­
fung ist offensichtlich unbegründet.

Aus der Begründung:
Die Regelung des § 129 ZGB, nach der Mietverhältnisse über 
Garagen auch für einen vorher bestimmten längeren Zeit­
raum abgeschlossen werden können, soll Eigentümer von Ga­
ragen anregen, diese zeitweilig anderen Bürgern zur Nut­
zung zu überlassen, wenn sie die Garagen vorübergehend nicht 
selbst benötigen. Diesem Anliegen des Gesetzes kann aber 
nur Rechnung getragen werden, wenn der Mieter sich nach 
Eintritt des im Vertrag bestimmten Ereignisses, d. h. nach 
Beendigung dieses Mietverhältnisses, vertragsgemäß verhält 
und die Garage wieder herausgibt.

Im vorliegenden Fall haben die Prozeßparteien verein­
bart, daß das Mietverhältnis solange andauern soll, bis die 
Kläger die Garage für ein eigenes Kraftfahrzeug benötigen. 
Dieses Ereignis ist nunmehr eingetreten; damit ist das Miet­
verhältnis beendet und der Verklagte zur Herausgabe der Ga­
rage verpflichtet.

Unter den gegebenen Umständen kann sich der Verklagte 
auch nicht darauf berufen, daß nach § 129 letzter Halbsatz 
ZGB eine Aufhebung des Mietverhältnisses nur in ent­
sprechender Anwendung der §§ 120 bis 123 Abs. 1 und 2 ZGB 
möglich sei. Diese Regelung wäre auf ein Mietverhältnis, das 
einen vorher bestimmten längeren Zeitraum umfaßt, nur dann 
anzuwenden, wenn die Aufhebung des Mietverhältnisses ge­
gen den Willen des Mieters vor Ablauf der vereinbarten 
Zeitdauer erstrebt wird (vgl. Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 1, 
Berlin 1981, S. 328; „Fragen und Antworten“, NJ 1976, Heft 7,
S. 209). Das ist hier aber nicht der Fall.

Die offensichtlich unbegründete Berufung des Verklagten 
war daher nach § 157 Abs. 3 ZPO durch Beschluß abzuweisen.

- Strafrecht
§§ 39 Abs. 2, 200 StGB.
Zur Anwendung einer Freiheitsstrafe bei Verkehrsgefähr­
dung durch Trunkenheit, obwohl die herbeigeführten Folgen 
durch Rechtspflichtverletzungen des Geschädigten mitverur­
sacht wurden, die Gesamtheit der Tatumstände jedoch gezeigt 
hat, daß sich der Täter hartnäckig disziplinlos verhält.
BG Cottbus, Urteil vom 4. März 1983 - 002 BSB 51/83.
Der Angeklagte hat unter Alkoholeinfluß (1,5 mg/g) ein Mo­
ped geführt, um nach dem Besuch einer Tanzveranstaltung 
von D. nach N. zu gelangen. Auf dem Wege dorthin nahm 
er den verkehrswidrig auf der Fahrbahn laufenden Bür­
ger K. nicht wahr, fuhr ihn an und verletzte ihn leicht.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreisge­
richt den Angeklagten wegen Verkehrsgefährdung durch 
Trunkenheit (Vergehen gemäß § 200 Abs. 1 StGB) und er­
kannte unter Hinweis auf vier Vorstrafen des Angeklagten 
sowie einer vor wenigen Monaten wegen Fahrens unter Al­
koholeinfluß und ohne Fahrerlaubnis ausgesprochenen Ord­
nungsstrafe auf eine Freiheitsstrafe. -

Gegen dieses Urteil richtete sich die Berufung, mit der 
Verurteilung auf Bewährung erstrebt wird.

Die Berufung führte zur Abänderung des angefochtenen 
Urteils dahin, daß auf die Mindestfreiheitsstrafe von 6 Mo­
naten erkannt wurde.
Aus der Begründung:
Vom Kreisgericht wurden im Urteil dem Beweisergebnis ent­
sprechende Sachfeststellungen getroffen. Die rechtliche Beur­
teilung des Tatgeschehens als Vergehen nach § 200 Abs. 1 
StGB ist nicht zu beanstanden. Die Strafkammer hat es je­
doch unterlassen, sich damit auseinanderzusetzen, inwieweit 
die von ihr getroffene Feststellung der mitwirkenden Ver­
ursachung des eingetretenen Unfalls durch den Geschädigten 
Konsequenzen für den Strafausspruch haben kann bzw. 
muß.

Die Mitverursachung eines Unfalls durch Rechtspflicht­
verletzungen des Geschädigten berührt immer den Umfang 
der Verantwortlichkeit des angeklagten Unfallverursachers. 
Es ist deshalb unerläßlich, zu prüfen und zu beurteilen, wel­
che Wirkungen dieser Umstand in Hinsicht auf eine herbeizu­
führende strafrechtliche und materielle Verantwortlichkeit 
hat. Das gilt auch für Fälle der Unfallverursachung unter 
alkoholischer Beeinflussung. Welche konkreten Folgerungen 
daraus für die Bemessung der Strafe zu ziehen sind, hängt 
von der Gesamtheit aller Umstände ab.

Für die Beurteilung des strafbaren Verhaltens des Ange­
klagten ist mithin die Tatsache von Bedeutung, daß der Ge­
schädigte entgegen der Bestimmung des § 34 Abs. 1 StVO den 
für Fahrzeuge bestimmten Verkehrsraum während der Nacht­
zeit beging und nicht den vorhandenen Gehweg benutzte.

Wenngleich die Verantwortlichkeit des Angeklagten für 
die herbeigeführten Folgen dadurch gemindert ist, bleibt den­
noch eine Verurteilung auf Bewährung aus folgenden Grün­
den ausgeschlossen: Der Angeklagte entschloß sich zur Tat 
auf der Grundlage einer vom Kreisgericht zutreffend als ver­
festigt charakterisierten negativen Grundhaltung zu den ge­
setzlichen Verhaltensanforderungen an einen Bürger. Entge­
gen der mit der Berufung vorgetragenen Aufassung war die 
der Ordnungsstrafmaßnahme zugrunde liegende Gesetzesver­
letzung seit der letzten Strafenverwirklichung von wesentli­
cher Bedeutung in bezug auf das Tatgeschehen. Es ist offen­
kundig, daß der Angeklagte nicht die Bereitschaft entwickelt 
hat, den Grundanforderungen an einen Bürger unseres sozia­
listischen Staates zu entsprechen. Seine Entscheidung am Tat­
tag, das Kraftfahrzeug trotz erheblich beeinträchtigter Fahr­
tüchtigkeit zu führen, entsprang nicht einer spontanen Ent­
schlußfassung, sonden war von vornherein einkalkuliert. Bei 
der. vorgelegenen alkoholischen Beeinflussung war diese Be­
einträchtigung für den Angeklagten auch deutlich spürbar. 
Der hohe Grad der herbeigeführten Gefährdung für Leben 
und Gesundheit anderer findet in der eingetretenen Folge 
seinen Ausdruck.

Auf Grund • der Gesamtheit dieser Tatumstände ist nach 
den in § 39 Abs. 2 StGB festgelegten Strafzumessungskrite­
rien eine Freiheitsstrafe auszusprechen, die jedoch angesichts 
der Mitverursachung des Unfalls durch den Geschädigten die


